
4 – 2019 Deutsche Polizei  1

LANDESJOURNAL
Leitartikel

Wie die Vaihinger Zeitung richtig 
geschrieben hat, darf einer nicht feh-
len, wenn unsere GdP ihren Neu-
jahrsempfang abhält. Deswegen hat 
es uns wieder sehr gefreut, dass der 
Innenminister und stellvertretende 
Ministerpräsident Herr Strobl durch 
seine Anwesenheit der GdP seine 
Verbundenheit zum Ausdruck ge-
bracht hat. In seinem Wortbeitrag hat 
der Innenminister dargestellt, wie er 
zu seiner Polizei steht. 

Als Landesvorsitzender der GdP 
blieb es nicht aus, dass das Thema 
„Dienstpostenbewertung“ seinen Platz 
einnehmen musste.

Unsere Sichtweise und Bewertung 
ist inzwischen vermutlich allen be-
kannt und darum wurde noch einmal 
klargestellt, dass die GdP weiterhin 
unsere betroffenen Kolleginnen und 
Kollegen mit allen zur Verfügung ste-
henden Mitteln unterstützen wird, 
wenn diese sich entscheiden sollten, 
gegen diese Form der Dienstposten-
bewertung vorzugehen.

Viele Nachfragen zur Umsetzung 
der Dienstpostenbewertung zeigen, 
welche Unsicherheit und Unkenntnis 
derzeit noch in den Reihen der Be-
schäftigten herrscht. Denn langsam 
wird den meisten klar, dass dieses 
Thema sehr nah mit den anstehenden 
Beurteilungsrunden und vielen wei-
teren Entscheidungen verknüpft ist. 
Nach dem gemeinsamen Gespräch zu 
diesem Thema war die GdP guter 
Hoffnung, dass die Wertschätzung 
des Innenministers für seine Polizei 
nicht mit den von ihm genannten 
Punkten endet. Vor Kurzem fand der 
Neujahresempfang der CDU-Frakti-
on statt, bei welcher der Fraktionsvor-
sitzende Prof. Dr. Wolfgang Reinhart 
richtigerweise ausgeführt hat, dass 
sich die erbrachte Leistung für die Ar-
beitnehmer, und hierzu zählt die GdP 
auch die Polizeibeschäftigten, lohnen 
muss. Das sehen wir genauso. Daher 
hatten wir die Hoffnung, dass unsere 
Dienstposten von einer unabhängi-
gen anerkannten Stelle, der Kommu-

Neujahrsempfang der Gewerkschaft 
der Polizei Baden-Württemberg

nalen Gemeinschaftsstelle für Ver-
waltungsmanagement, bewertet wer- 
den würde. Leider wurden unsere 
Hoffnungen nicht erfüllt.

Als Gewerkschaft der Polizei be-
danken wir uns im Namen unserer 
Mitglieder ausdrücklich dafür, dass 
unser jahrelanges Ansinnen erfolg-
reich umgesetzt wurde, und zwar die 
Regelung für die Schadensersatz-/
Schmerzensgeldansprüche. Hier wird 
die Praxis zeigen, ob noch Nachbes-
serungen erforderlich sind. 

Auch die Klarstellung in einem 
Schreiben des Innenministers Strobl 
zur Anerkennung der Posttraumati-
schen Belastungsstörung bei der Mel-
dung eines Unfalls mit Körperscha-
den hat uns besonders gefreut. Durch 
diese Aufnahme sind die Vorausset-
zungen für die Fortzahlung der Zula-
gen i. S. d. Erschwerniszulagenver-
ordnung gegeben. Es hat uns 
ebenfalls gefreut, dass das Land Ba-

Fortsetzung auf Seite 2
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aus der redaktion

Die Landesredaktion ist unter 
der E-Mail-Adresse redaktion@
gdp-bw.de zu erreichen.

Bitte alle Artikel, die in der 
Deutschen Polizei – Landesjournal 
BW – sowie in der Digit@l veröf-
fentlicht werden sollen, an diese 
E-Mail-Adresse senden. In drin-
genden Fällen erreicht Ihr uns 
auch unter der Mobilnummer 
01 73/3 00 54 43.

Der Redaktionsschluss für die 
Mai-Ausgabe 2019 des Landes-
journals Baden-Württemberg ist 
am Freitag, dem 29. März 2019, für 
die Juni-Ausgabe ist er am Frei-
tag, dem 3. Mai 2019.

Nicht rechtzeitig zum Redakti-
onsschluss eingesandte Artikel 
können von uns leider nicht mehr 
berücksichtigt werden. Zur einfa-
cheren Bearbeitung bitten wir um 
Übersendung von unformatierten 
Texten ohne Fotos, diese bitte se-
parat zusenden.�  Andreas Heck
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den-Württemberg einer jahrelangen 
Forderung der GdP nachgekommen 
ist und sich für die Einführung der 
Body-Cams entschieden hat. Wir be-
grüßen ausdrücklich die deutliche 
Meinung des Innenministers zum 
Nachbesserungsbedarf, wie zum Bei-
spiel zu Aufnahmen in geschlossenen 
Räumen. Dafür sind wir sehr dankbar 
und bei diesem Anliegen kann auf 
die Unterstützung der Gewerkschaft 
der Polizei gezählt werden.

Ein anderes wichtiges Thema ist 
der GdP ein dringendes Anliegen. 
Wir benötigen qualifizierten Nach-
wuchs bei der Polizei. Aufgrund der 
starken Konkurrenz um Auszubilden-
de sollte über die Bewertung der Poli-
zei nachgedacht werden. Nur so kön-
nen wir gute Leute für die Polizei 
anwerben. Zu einer guten Ausbil-
dung gehören auch gute Fachlehrer! 
Deswegen muss dringend über die 
Bewertung der Fachlehrer nachge-
dacht werden, wenn hochmotivierte 
und qualifizierte Fachlehrer an die 
Hochschule „gelockt“ werden sollen. 

Da darf auch keine Unruhe in die 
Ausbildung gebracht werden, indem 
Arbeitszeitmodelldiskussionen ge-
führt werden! Diese sind in der Hoch-
phase ihrer Einstellungsoffensive si-
cher nicht zielführend. Eine 
Veränderung in diesem Bereich ist 
mit der GdP nicht zu machen.

Wir alle wissen, wie es mit der Poli-
zeistärke und dem Nachwuchs aus-
sieht. Um die Polizei zukunftsfähig 
stark und mit sehr guter Qualität aus-
zustatten, bedarf es einer dringenden 
Überarbeitung der Einstellungspra-
xis. Es muss jedem klar sein, wenn 
wir konkurrenzfähig gegenüber der 
freien Wirtschaft bleiben wollen, ist 
zwingend die Attraktivität des Poli-
zeiberufs zu steigern. Deswegen ist 
unsere Forderung nach der Bewer-
tung des Polizeiberufs in der Besol-
dungsstufe A 11 gerechtfertigt.

Somit muss sich die bisherige Ein-
stellungspraxis verändern und die in-
ternen Fortbildungsmöglichkeiten at-
traktiver gestaltet werden.

Die Polizei darf es sich nicht mehr 
leisten, sehr gute Bewerber/-innen 
auf der Strecke vom Einstellungstest 
bis zur Einstellung zu verlieren. Hier 
muss an die Einstellung im Septem-
ber 2018 erinnert werden, bei wel-
cher zwei ganze Klassen gar nicht 
erst zum Einstellungstermin erschie-
nen sind.

Fortsetzung von Seite 1

Und:
wie zu erfahren war, der Bewer-

bungsschlusstermin verschoben wur-
de, weil sich noch nicht genug poten-
zielle Einstellungskandidaten/-innen 
beworben hatten.

Dem ist nichts mehr hinzuzufügen! 
Oder doch?
Um es noch einmal im Klartext zu 

sagen. Das Eingangsamt im Polizei-
beruf muss die A 11 sein und die An-
zahl der Spitzenämter ist gegenüber 
dem Ist-Stand deutlich zu erhöhen. Es 
ist für diese Landesregierung Dring-
lichkeit geboten, sich bei diesem The-
ma zu bewegen.

Es ist höchste Zeit, dem mittleren 
Dienst ein Ende zu bereiten und die 
Diskussion um Ausweitung bzw. Er-
halt des freiwilligen Polizeidienstes 
zu beenden. 

Es darf für die Polizei keine weite-
ren Einsparmodelle geben! Es wird 
eine solide und nachhaltige Finanzie-
rung benötigt, welche über die Zeit 
einer Legislaturperiode hinaus dauer-
haften Bestand hat. 

Die Erhöhung der Erschwerniszu-
lage zum lageorientierten Dienst ist 
längst überfällig! Auch hier wurde 
im kürzlich zugegangenen Schrei-
ben des Innenministers Strobl zum 
Ausdruck gebracht, dass die Erhö-
hung der LoD-Sätze eine hohe Priori-
tät besitzen würde. Dies haben wir 
sehr gerne zur Kenntnis genommen 
und hoffen jetzt auf eine schnelle 
Umsetzung. Die Kolleginnen und 
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Kollegen warten mit Sehnsucht dar-
auf.

Nun sollte noch ein Blick in den Ta-
rifbereich der Polizei genommen wer-
den. 

Nie war es so wichtig wie heute, 
dass endlich das Berufsbild „Polizei-
fachangestellte“ mit der entsprechen-
den Eingruppierung eingeführt wird. 
Offensichtlich ist es so, dass dies von 
der Landesregierung nie ernsthaft in 
Erwägung gezogen wurde! Leider 
hören wir hierzu gar nichts mehr und 
es drängt sich der Verdacht auf, dass 
das Thema nicht wichtig genug sei. 

Es wäre schön, wenn dieses The-
mas noch in dieser Legislaturperiode 
angegangen würde, um auch unse-
rem Tarifpersonal die angemessene 
Wertschätzung durch eine anständige 
Bewertung zukommen zu lassen.

Als GdP halten wir nach wie vor an 
unserer Forderung zur Schaffung des 
Berufsbildes „Polizei-Fachangestellte/r“ 
 fest. 

Wenn es die Landesregierung 
wirklich ernst meint, den öffentlichen 
Dienst attraktiv und zukunftsfähig zu 
machen, dann muss sie endlich han-
deln und nicht nur wohlklingende 
Worte von sich geben. Traurig ist es 
für uns als Gewerkschaft, wenn das 
Land Baden-Württemberg in der Poli-
zei immer noch Menschen in der Ent-
geltgruppe 3 einstellt! Nur zum Ver-
ständnis – in dieser Entgeltgruppe 
verdient ein Mitarbeiter in Vollzeit ca. 
1300 € netto! Zudem ist es für diese 
Mitarbeiter enorm schwer, sich im 
„eigenen Hause“ weiter zu qualifizie-
ren. Das Land Baden-Württemberg 
zahlt anscheinend lieber Niedriglöh-
ne, als sich von dieser schlechten Un-
art der „Arbeitgebermentalität“ zu 
verabschieden.

Um bei der Stimmung innerhalb 
der Polizei zu bleiben, ein weiteres 
Ärgernis wurde der GdP jetzt schon 
mehrfach mitgeteilt:

Um der Personalmisere etwas Herr 
zu werden, wurde das Praktikum in 
der Ausbildung auf ein Jahr erhöht. 
Jedem war damit bewusst, dass bei 
der Erhöhung der Ausbildungszahlen 
eine hohe Ausbildungslast auch im 
Polizeieinzeldienst entstehen wird. 

Was hierbei wohl etwas aus dem 
Blick geraten ist, dass durch dieses 
„mehr“ an Personal auch ein „Mehr“- 
Bedarf an Büroräumen und Compu-
tern besteht. Es soll derzeit in einigen 
Bereichen schon schwierig sein, ei-
nen Computer benutzen zu können, 
weil alle belegt sind. Die Kosten für 

Verbrauchs- und Büromaterialien 
steigen zwangsläufig und sind oft im 
zugewiesenen Budget nicht on top 
berücksichtigt worden.

Schränke zur Aufbewahrung der 
Privat-/Dienstkleidung sind entweder 
Mangelware oder es gibt keinen Platz 
mehr, wo diese noch hingestellt wer-
den können. Abschließbare Fächer 
für die Schusswaffen, welche den 
Vorschriften entsprechen, seien zum 
Teil nicht mehr für alle verfügbar. 

Die GdP ist die Gewerkschaft, wel-
che KLARTEXT redet:

Unsere Forderungen sind nicht 
überzogen und nicht unerreichbar. 

Deswegen lasst uns gemeinsam an 
der Zukunft der Polizei arbeiten:

Zusammenkommen ist ein Beginn!
Zusammenbleiben ist ein Fort-

schritt!
Zusammenarbeit ist ein Erfolg!
Zum Schluss darf nicht unerwähnt 

bleiben, dass das Landespolizeior-
chester mit seiner musikalischen Um-
rahmung und die vielen Helfer im 
Hintergrund für die gelungene Ver-
anstaltung mit beigetragen haben. 
Hierfür gebührt allen ein angemesse-
nes Dankeschön. 

Hans-Jürgen Kirstein
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Die Gewerkschaft der Polizei be-
trachtet die polizeiliche Arbeit, die 
Organisation und die Belastungen 
der Beschäftigten in der Gesamtheit 
von Beamten und Arbeitnehmern 
schon seit Langem.

Deshalb wurde im Jahr 2009 durch 
den „GdP-Bundesfachausschuss Poli-
zeiverwaltung“ das erste Positionspa-
pier entwickelt. Darin sind die Zu-
sammenhänge der Polizeiorganisation 
und gewerkschaftlichen Forderungen 
beschrieben, die eine Verbesserung 
der Struktur beinhalten und hinsicht-
lich des Betrachtungsspektrums über-
wiegend Verwaltungsbeamte und Ta-
rifbeschäftigte betreffen.

Nunmehr wurde dieses Papier in 
2018 überarbeitet, weiterentwickelt 
und gleichzeitig als Strategieplaner 
vom Bundesvorstand für alle Bun-
desländer verabschiedet.

In der Ausgabe 4/2018 Deutsche 
Polizei wurde bereits ausführlich be-
richtet und das Positionspapier auf 
der Webseite eingestellt.

Höchste Zeit sich damit auseinan-
derzusetzen. Denn seither hat sich in 
der Praxis zu wenig verändert. Dies 
gilt im Besonderen für Baden-Würt-
temberg. 

Schon bei der Polizeireform 2014 
hat sich personell bei den Verwaltun-
gen und bei den Tarifbeschäftigten 
wenig getan. Und bei der Reform der 
Reform in 2020 sieht es genauso 
schlecht aus. Schon jetzt ist erkenn-
bar, dass jahrelange Ignoranz durch 
Unterlassen das Polizeigefüge durch-
einanderbringt. Und dies trotz spru-
delnder Steuereinnahmen.

Nein, es wird weiter mit spitzer 
Kante das Personal im Nichtvollzugs-
bereich ausgestattet, teilweise immer 
noch weiter weggespart.

Gerade durch die verstärkte Ein-
stellung von Tarifbeschäftigten und 
Verwaltungsbeamten/-innen kann 
der Personalengpass wesentlich das 
Personalproblem im PVD beseitigen!

Im Positionspapier zur Polizeiver-
waltung werden wesentliche Aspekte 
aufgezeigt und langjährige Forderun-
gen der GdP formuliert.

– ���ENTLASTUNG DES PVD VON 
VOLLZUGSFREMDEN AUFGABEN 

– �ZUSÄTZLICHE NEUSTELLEN FÜR 
VERWALTUNGSBEAMTE

Die POLIZEIVERWALTUNG 
Ein nicht unwesentlicher Teil der polizeilichen Organisation

Foto: GdP BW; © Martin Peuthert

– �ZUSÄTZLICHE NEUSTELLEN FÜR 
TARIFBESCHÄFTIGTE

– �SCHAFFUNG HÖHERWERTIGER 
STELLEN  IM NICHTVOLLZUG

So hat die Polizei in NRW sich den 
kontinuierlich gesellschaftlichen Ver-
änderungen, Terrorgefahren, globa-
len Kriminalitätsentwicklungen, ver-
ändertem Täterverhalten, sich ständig 
fortentwickelter Technik und zuneh-
mender Arbeitsverdichtung gestellt. 
Sie hat keine „Hilfspolizisten“ als Lü-
ckenbüßer eingestellt, sondern mit 
einem Sonderprogramm zusätzliches 
Personal im Nichtvollzugsbereich 
eingestellt. Die GdP ist in NRW die 
bestimmende Gewerkschaft und hat 
deshalb durchsetzen können, dass 
die meisten neu geschaffenen Stellen 
besetzt wurden. Viele davon analog 
im gehobenen Dienst. Bereits Be-
schäftigte im Polizeibereich konnten 
sich auf neue, höherwertige Stellen 
bewerben, die danach frei werden-
den Funktionen wurden anschlie-
ßend extern besetzt.

Dies muss auch in 
Baden-Württemberg 

möglich sein!  
Das Polizeiverwaltungspersonal ist 

wesentlicher Bestandteil der gesam-
ten Polizei. Dabei gilt es den „Back-
Office-Bereich zu verstärken und mit 
neuen Fachkräften die Kollegen und 
Kolleginnen im Polizeivollzugsdienst 
von vollzugsinadäquaten Aufgaben 
zu entlasten. 

Dies gilt aktuell gleichfalls für die 
neu geschaffenen Schul- und Ausbil-
dungsstandorte der Polizei des Lan-
des Baden-Württemberg.

Wenn gut ausgebildete Vollzugs-
kräfte in Stäben, auf Revierebene und 
sogar selbst in den Referaten Finan-
zen und Personal vollzugsfremde 
Verwaltungsaufgaben erledigen, 
wird es kein Mehr an sichtbarer Prä-
senz sowie Optimierung in der ba-
den-württembergischen Polizei ge-
ben. Solange selbst hochrangige 
Uniformträger beim PC-Leasing-
tausch Geräte schleppen, Karteikar-
ten- oder Excel-Listen füttern und 
pflegen, Möbel transportieren und 
Wagenwäsche betreiben, solange 
wird sich nichts ändern. 

Es ist an der Zeit, dass sich die poli-
tisch Verantwortlichen, aber auch die 
Polizeispitze, umorientiert und er-
kennt, dass im Nichtvollzugsbereich 
genügend Potenzial vorhanden und 
neu zu schaffen ist, um die Polizeiar-
beit an der Basis wirkungsvoll zu ver-
stärken. 

So kommt mehr polizeiliche Prä-
senz auf die Straße und zum Bürger. 

Deshalb hat die seit Jahren beste-
hende Forderung der GdP nach mehr 
Personal beim Nichtvollzugsdienst 
zur Entlastung von polizeiinadäqua-
ten Aufgaben weiterhin Bestand und 
ist heute wichtiger als je zuvor.

Es ist höchste Zeit umzudenken.

Martin Peuthert,
Mitglied im GdP-Landesvorstand,

Vertreter für Baden-Württemberg im 
Bundesfachausschuss Polizeiverwal-
tung, 1. Kassierer der BG Karlsruhe
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Aus der Seniorengruppe

Zu einer Sitzung trafen sich die 
fünf Mitglieder des Landessenioren-
vorstands (LSV) in der Geschäftsstel-
le der GdP in Eberdingen. Neben ei-
nigen Sachthemen ging es auch um 
Informationen zu den Veränderun-
gen in der Landesgeschäftsstelle 
nach dem Landesdelegiertentag 2016. 
Landesvorsitzender Hans-Jürgen 
Kirstein nahm sich Zeit, um über die 
Probleme im Personalbereich, die 
Aufgabenwahrnehmungen und die 
Geschäftsabläufe offen und ausrei-
chend zu informieren. Der LSV be-
sprach außerdem die Seminare „Vor-
bereitung auf den Ruhestand“ und 
Überlegungen zu einem verbesser-
ten Informationsfluss an die Mitglie-
der der Seniorengruppe und deren 
Betreuung vor Ort. Angeboten wer-
den soll auch eine „Gesundheitsrei-
se“ mit Informationen zur Vorberei-
tung auf den Ruestand.

Hans-Jürgen Kirstein bat um Ver-
ständnis, dass die Begleitumstände 
der umfangreichen Personalverän-
derungen in der Landesgeschäfts-
stelle zu Problemen in den Ge-
schäftsabläufen geführt hatten. 
Zwischenzeitlich sei aber die not-
wendige Organisationsveränderung 
weit fortgeschritten und die Voraus-
setzungen dafür geschaffen, dass 
die Arbeit der Beschäftigten wieder 
reibungsloser geleistet werden kön-
ne. Für den LSV ist dabei von be-
sonderer Bedeutung, wie die spezi-
ellen Seniorenthemen an die 
Mitglieder der Seniorengruppe ge-
langen können. 

Da die Seniorinnen und Senioren 
nicht mehr über die beruflichen In-
fowege erreichbar sind, kommt ins-
besondere dem Aufbau eines E-
Mail-Verteilers mit den privaten 
Adressen eine besondere Bedeu-
tung zu. Voraussetzung sei aber un-
abdingbar, dass die GdP-Mitglieder 
nach Eintritt in den Ruhestand diese 
private Erreichbarkeit mitteilen. 
Möglichkeiten wurden aufgezeigt 
und besprochen. In den nächsten 
Monaten soll in diesem Zusammen-
hang auch wieder ein Tagesseminar 
für Seniorenvertreter in den Be-
zirksgruppen angeboten werden.

Sitzung des Landesseniorenvorstands (LSV)
		  Gespräch mit Landesvorsitzendem Kirstein 

50 Jahre Seniorenarbeit in der GdP Baden-Württemberg – Problem Infowege an die Senioren – 
Weitere Seminare „Vorbereitung auf den Ruhestand“

Der Landesseniorenvorstand tagte in der GdP-Geschäftsstelle in Eberdingen: (von rechts) 
Manfred Bohn (stellv. Vorsitzender), Wolfgang Schmidt (Schriftführer), Hans-Jürgen Maier, 
Karl-Heinz Strobel (beide Beisitzer), Werner Fischer (Vorsitzender) und Hans-Jürgen Kirstein 
(GdP-Landesvorsitzender)� Foto: GdP BW; © Werner Fischer 

Zu Beginn der internen Bespre-
chung des Gremiums fand es große 
Zustimmung, dass ein vom Landes-
seniorenvorsitzenden Werner Fi-
scher verfasster Artikel „50 Jahre 
Seniorenarbeit in Baden-Württem-
berg“ in der Februar-Ausgabe 2019 
in vollem Umfange im Landesteil 
der GdP-Zeitschrift  Deutsche Poli-
zei abgedruckt worden ist. Erfreut 
waren die Mitglieder des LSV auch 
darüber, dass ein von ihnen ange-
stoßenes Gespräch mit der Haus-
spitze des Finanzministeriums über 
die teilweise unzumutbar lange Be-
arbeitungszeit der Beihilfeanträge 
im Landesamt für Besoldung und 
Versorgung stattgefunden hat und 
auch erste Erfolge zeige.

Thema war auch das Seminar 
„Vorbereitung auf den Ruhestand“. 
Die dreitägigen Seminare in Bad 
Urach sind gut besucht und erfolg-
reich. Begonnen wurde in zwei Be-
zirksgruppen (Villingen-Schwen-
ningen und Stuttgart) mit den vom 
LSV vorgeschlagenen eintägigen 
Ergänzungsseminaren zum gleichen 
Thema. Dabei zeigte es sich, dass 
Kolleginnen und Kollegen, die für 

die Vorbereitung auf den Ruhestand 
Interesse haben, für die angebote-
nen „Kurzinfos“ ebenfalls dankbar 
sind. Die Bezirksgruppen sind auf-
gefordert, in dieser Richtung weiter 
aktiv zu sein und ihren Mitgliedern 
ein entsprechendes Angebot zu ma-
chen. Der LSV wird dabei gerne 
hilfreich Unterstützung anbieten.

 Der LSV plant in Zusammenar-
beit mit dem GdP-Kooperationspart-
ner PSW-Reisen dieses Jahr eine 
Gesundheitsreise in eine Bäderstadt 
eines Nachbarlandes anzubieten. 
Neben Heilbehandlungen (die teil-
weise als Heilkuren beihilfefähig 
sind) sollen auch GdP-Informatio-
nen angeboten werden, die thema-
tisch ebenfalls als Vorbereitung auf 
den Ruhestand hilfreich sein sollen.  
					   
	 H. W. Fischer
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www.laufer-zahntechnik.de
oder rufen Sie uns einfach an
Freecall 0800 – 7788123

TÜV zertifiziert

Freecall-Nr. 0800 - 77 88 123
aus dem deutschen Festnetz

Saarburger Ring 30, 68229 Mannheim
kontakt@laufer-zahntechnik.de, www.laufer-zahntechnik.de

Preisgünstig – Seriös – Zuverlässig

Diesmal für Sie im Einsatz!
Für die Leser „Deutsche Polizei“ und deren Familienangehörige,
bieten wir eine Menge Vorteile rund um das Thema Zahnersatz.
Bei uns erhalten Sie meisterlich gefertigten Zahnersatz, Made in Germany,
zu Sonderkonditionen. Bei Ihrem Eigenanteil können Sie so bis zu 50%
einsparen ohne dabei auf hochwertigste Ausführung sowie Materialien
verzichten zu müssen.

Anzeige

Um das Berufsbild des Kriminalisten 
bei der Kriminalpolizei attraktiver zu 
machen, plant das Ministerium für In-
neres, Digitalisierung und Migration 
Folgendes:
• �Mit dem Ziel, tätigkeitsspezifische 

Aufwände bei Todesfallermittlungen 
abzugelten, erwägt das Ministerium 
die Einführung einer Aufwandsent-
schädigung im Zusammenhang mit 
der Durchführung einer Leichen-
schau. 

• �Zudem soll die bislang bestehende 
Form der Kriminalmarke durch eine 
neue und moderne Variante ersetzt 
werden.
Für die Gewerkschaft der Polizei 

stellt sich die Frage, wer diese Auf-
wandsentschädigung bei der Leichen-
sachbearbeitung bekommen soll?
• �Der Schutzpolizist, der bis zu einer 

Stunde und manchmal auch länger 
auf den leichenschauenden Arzt war-
tet (oftmals sind die Beamten der 
Schutzpolizei auch noch beim Ent-
kleiden der Leiche behilflich)?

• �Die Beamten des Kriminaldauer-
dienstes, die die Sachbearbeitung 
übernehmen?

• �Die Beamten der Kriminaltechnik, die 
eventuell hinzugezogen werden müs-
sen?

Attraktivität der Kriminalpolizei steigern!
Von Gundram Lottmann

Foto: GdP BW; © Gundram Lottmann

• �Die Fachinspektion, wenn die Sach-
bearbeitung vom Kriminaldauer-
dienst an die Kriminalinspektion 1 
abgegeben wird?
Und das Ganze mit einem kompli-

zierten und aufwendigen Beleglauf wie 
bei der Fahndungskostenpauschale?

Nein!!! – Auch wenn andere Ge-
werkschaften ihre Zustimmung signali-
siert haben, spricht sich die GdP klar 
gegen diese Pläne aus.

Um die Attraktivität der Kriminalpo-
lizei zu steigern, sind viele Maßnah-
men und Änderungen notwendig:
• �Forderung von 50 Euro Kriminalpo-

lizei-Zulage für den operativen 
Dienst
Für den operativen Dienst der Krimi-

nalpolizei wird eine monatliche Pau-
schale von 50.- Euro gefordert. 

Hierdurch sollen Kleiderkosten auf-
grund erhöhten Verschleißes (z. B. Durch-
suchungsmaßnahmen, Tatortarbeit) so-
wie Aufwendungen für sonstige Aus- 
gaben (z. B. Zigaretten und Getränke für 
Beschuldigte bei langwierigen Verneh-
mungen um nicht in den Verdacht verbo-
tener Vernehmungsmethoden zu gera-
ten) pauschal abgegolten werden.
• �Langzeitabgeordnete Schutzpolizis-

ten zur Kriminalpolizei übernehmen
Bei der Kriminaltechnik, Fahndung 

und weiteren Organisationseinheiten 
sind seit vielen Jahren Schutzpolizisten 
zur Kriminalpolizei abgeordnet. Diese 
haben sich auf ihre Tätigkeitsfelder 
spezialisiert und sind ein wichtiger 
Baustein bei der täglichen Arbeit. Lei-
der werden sie alle 2 Jahre im Rahmen 
der Beurteilungsrunde benachteiligt, 
weil sie weder „richtig“ zur Schutz- 
noch zur Kriminalpolizei gehören.

Diese Ungerechtigkeit gehört end-
lich beendet, indem alle Langzeitabge-
ordneten Schutzpolizisten ohne Wenn 
und Aber zur Kriminalpolizei übernom-
men werden. Hierdurch muss zwangs-
läufig der Anteil der Kriminalpolizei 
innerhalb der Landespolizei erhöht 
werden.
• �Wechselschichtergänzungsdienste 

(WSED) für den Kriminaldauerdienst
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Der Kriminaldauerdienst muss die 
Möglichkeit haben, im Rahmen des 
WSED analog des Streifendienstes sei-
ne Schießtermine, Einsatztrainingszei-
ten usw. wahrzunehmen. Notwendige 
Zusatzdienste sind auf das Notwen-
digste zu reduzieren und dürfen nicht 
zur Grundgestaltung eines Dienstpla-
nes dienen.

Eine Rückkehr zur 38,5-Std.-Woche, 
für die der 5-Schichten-Dienst ausge-
legt ist, ist anzustreben.
• �Vorsorgekuren und Supervision-

Veranstaltungen für besonders psy-
chisch belastende Arbeitsbereiche 
der Kriminalpolizei
Besonders psychisch belastende Tä-

tigkeiten innerhalb der Kriminalpoli-
zei, wie etwa die Auswertung von Kin-
d e r p o r n o g r a f i s c h e m 
Datenmaterial, Leichensachbe-
arbeitung u. a., sollen durch 
Vorsorgekuren und regelmäßi-
gen Supervision-Veranstaltun-
gen im Rahmen der Fürsorge-
pflicht des Dienstherrn 
gewürdigt werden.

Hierdurch können gesund-
heitliche Beeinträchtigungen 
vermieden und Krankheitstage 
reduziert werden.
• �Verbesserung des Fortbil-

dungskonzept
Innerhalb der Kriminalpolizei 

besteht ein hoher Fortbildungs-
bedarf, der sich durch den un-
günstigen Altersdurchschnitt in 
den nächsten Jahren noch ver-
schärfen wird.

Eine Spezialisierung in den 
einzelnen Fachbereichen ist 
dringend erforderlich und sollte 
durch entsprechende Personal-
konzepte unterlegt werden.
 • Veränderungen im Organisa-
tionsaufbau

Eine Untergliederung der Kri-
minalinspektionen in Dezernate 
wird als zwingend notwendig 
angesehen. Hierbei sollte eine 
landeseinheitliche Regelung mit 
einheitlichem Geschäftsvertei-
lungsplan gefunden werden.

Eigenständige und mit klarem 
Aufgabenzuschnitt versehene 
Dezernate mit eigenen Schreib-
kräften sind leistungsstark und 
die Identifikation mit seinem Zu-
ständigkeitsbereich mit hohem 
Spezialisierungsgrad ist motivie-
render als große „Mammut-Ins-
pektionen“ mit vielen Aufga-
benvermischungen (Stichwort: 
corporate identity).

Des Weiteren können Arbeitsberei-
che wie z. B. Rauschgiftkriminalitätsbe-
kämpfung, Kriminaltechnik, Erken-
nungsdienst u. a. von den Kriminal- 
inspektionen ausgelagert werden, wo-
bei die Fachaufsicht weiter bei den je-
weiligen Dezernaten liegt.

 Der Leiter Kriminalpolizei soll 
gleichzeitig ständiger Vertreter des Po-
lizeipräsidenten und mit der Wahrneh-
mung der Fachaufsicht der Kriminali-
tätsbekämpfung innerhalb des Poli- 
zeipräsidiums beauftragt werden.

Aufgrund der Übertragung der Fach-
aufsicht der Kriminalitätsbekämpfung 
und der hierzu notwendigen engen Ab-
stimmung mit dem Polizeipräsidenten 
ist die Stellvertretung zwingend auf 
den Leiter der Kripo festzuschreiben.

Wenn man die Attraktivität der Kri-
minalpolizei steigern möchte, dann er-
fordert dies mehr als eine neue „K-
Marke“ oder die Einführung einer 
„Aufwandsentschädigung für die Lei-
chensachbearbeitung“, die mit einem 
aufwendigen Beleglauf wieder viel 
Verwaltungsarbeit nach sich zieht.

Die oben aufgeführten Möglichkei-
ten zur Steigerung der Attraktivität der 
Kriminalpolizei sollen als Einstieg in 
eine Diskussion dienen, das Berufsbild 
des Kriminalisten zu steigern und wie-
der junge Kolleginnen und Kollegen 
für die Kripo zu begeistern.

Über Rückmeldungen und einem of-
fenen Meinungsaustausch mit euch 
freue ich mich: Gundram.Lottmann@
gdp-bw.de.
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